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Vorlage Nr. 134/2019 

    
 

Abteilung 4.1 - Stadtplanung  
Sachbearbeiter(in): Frei, Stephan 
03.09.2019 
 
 
Beratungsfolge Sitzungstermin 

Umwelt-, Bau- und Verkehrsausschuss (öffentlich) 16.10.2019 

Gemeinderat (öffentlich) 23.10.2019 
 
 
 
 

Pestizidfreie Kommune 
- Ergänzende Stellungnahme der Verwaltung zu Punkt 4 des Antrags Nr. 206/2018 
„Pestizidfreie Kommune„ der Gemeinderatsfraktion „Bündnis 90 die Grünen“ 
 
 
Beschlussvorschlag: 

1. Die Stadt Rottweil verzichtet auf den Erlass eines generellen Verbotes zum Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln auf verpachteten landwirtschaftlichen Nutzflächen.  

2. Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass auf Flächen für die Entwicklung 
ökologischer Ausgleichsmaßnahmen, vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen (CEF-
Maßnahmen) sowie auf Flächen für Maßnahmen zum Biotopverbund ein 
Pestizidverbot gilt.  

 
  
 

Vorgang: 
Verweis auf UBV 13.03.2019, GR 20.03.2019, Vorlage Nr. 048/2019 sowie auf Antrag GRÜNE Nr. 
206/2018. 
  
  
 
Begründung: 

Der Gemeinderat hat am 20.03.2019 die Verwaltung beauftragt, einen in Abstimmung mit der 
Unteren Landwirtschaftsbehörde unter Einbeziehung der berufsständischen Vertreter 
ausgearbeiteten Vorschlag für die schrittweise Reduzierung des Pestizideinsatzes auf 
landwirtschaftlichen Nutzflächen zur weiteren Beratung und Beschlussfassung vorzulegen.  
 
Das Landwirtschaftsamt Rottweil und der Kreisbauernverband Rottweil e.V. haben in 
fachlichen Stellungnahmen sowie ergänzenden konstruktiven Gesprächen den Sachverhalt 
erörtert (siehe Anlagen).   
 
Die Stadtverwaltung Rottweil teilt grundsätzlich die Einschätzung des Landwirtschaftsamts, 
dass es bei der Diskussion um das Einsatzverbot von Pflanzenschutzmittel im Kern um die 
Abwägung zwischen konventionellem Landbau mit Integriertem Pflanzenschutz einerseits und 
dem ökologischen Landbau andererseits geht.   
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So wären von einem Pestizidverbot nicht alle Landwirte gleichermaßen, sondern insbesondere 
konventionell wirtschaftende Betriebe mit einem hohen Anteil städtischer Ackerpachtflächen 
betroffen. Zurückzuführen ist dies auf die Teilnahme der meisten Landwirte am 
Agrarumweltprogramm „Förderprogramm für Agrarumwelt, Klimaschutz und Tierwohl Baden-
Württemberg“ (FAKT). Dieses Förderprogramm beinhaltet ein Verbot der flächigen 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf Grünland.  
Von der gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche des Stadtgebiets Rottweil einschließlich 
Stadtteile werden gemäß der Stellungnahme des Landwirtschaftsamts 59% der 
Landwirtschaftlichen Nutzflächen als Grünland und 41% als Ackerland bewirtschaftet. Die 
Übertragung dieser Differenzierung in Acker- und Grünland auf die von der Stadt Rottweil 
verpachteten rund 419 ha landwirtschaftliche Nutzflächen, abzüglich rund 3,5 ha Ackerflächen, 
die als Ausgleichsfläche mit dem Verbot des Pflanzenschutzmittels festgelegt sind und 
abzüglich ca. 0,5 ha Ackerflächen, die extensiv, d.h. ohne bzw. einem sehr geringen 
Pflanzenschutzmittel-Einsatz bewirtschaftet werden, ergibt eine Gesamtfläche von rund 168 
ha, auf denen prinzipiell ein Pestizideinsatz möglich ist. Für die konventionell wirtschaftenden 
Landwirte sind diese Ackerflächen von besonderer wirtschaftlicher Bedeutung.  
 
Für Betriebe mit einem hohen Anteil städtischer Ackerpachtflächen würde ein Verbot von 
Pflanzenschutzmitteln bedeuten, dass sie deutlich höhere Produktionskosten bei weiterhin 
konventionellen Erzeugerpreisen in Kauf nehmen müssten. Die Konsequenz wäre, dass diese 
Betriebe gezwungen wären, auf Öko-Produktion umzustellen. Laut dem Landwirtschaftsamt 
Rottweil zeigen Marktanalysen, dass der Markt für Ökoprodukte in Teilen jedoch bereits 
gesättigt ist.  
 
Um die unternehmerische Freiheit als Grundlage eines weiterhin auskömmlichen Einkommens 
konventionell wirtschaftender Betriebe zu erhalten, empfiehlt die Stadtverwaltung den 
schriftlichen und mündlichen Empfehlungen des Landwirtschaftsamts Rottweil und des 
Kreisbauernverbands Rottweil e.V. zu folgen und von einem generellen Pestizidverbot 
abzusehen.   
 
Die Stadt Rottweil empfiehlt im Kampf gegen das Artensterben auch künftig, auf einen 
freiwilligen Beitrag der Landwirte zu setzen. So bewirtschaften bereits heute zahlreiche 
Landwirte  Ausgleichsmaßnahmen und vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-
Maßnahmen) mit einer Gesamtflächengröße von rund 22 ha. Bei diesen Pachtflächen, auf 
welchen generell der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln verboten ist, wird den Landwirten der 
Pachtzins erlassen. Dieser Anteil an direkt in Rottweil und Ortsteilen umgesetzten 
Ausgleichsmaßnahmen soll künftig noch weiter erhöht werden. Zudem wird derzeit ein 
Biotopvernetzungskonzept erarbeitet. Dieses soll dafür sorgen, dass die Biodiversität gestärkt 
wird. Tiere sollen uneingeschränkt wandern können, was zum wichtigen genetischen 
Austausch zwischen den Populationen beiträgt. Bei Realisierung dieser Vorhaben ist die Stadt 
Rottweil in besonderem Maße auf die Unterstützung der Landwirte angewiesen. 
 
Die Stadtverwaltung Rottweil hat sich darüber hinaus mit einem auf freiwilliger Basis 
beruhenden Modell, das vor kurzem bei der Stadt Freiburg eingeführt wurde, befasst. Dieses 
Modell gewährt Pächtern, die auf städtischen Flächen auf Pflanzenschutzmittel verzichten, 
den Erlass des halben Pachtzinses. Seitens des Landwirtschaftsamts Rottweil bestehen jedoch 
Bedenken, dass der „Pachtnachlass“ als eine Art Förderung im Sinne einer kommunalen 
Förderung gewertet werden müsste. Dadurch käme es zu einer unzulässigen Doppelförderung, 
falls Landwirte für die Flächen gleichzeitig Fördergelder für Agrarumweltmaßnahmen 
beziehen (Stellungnahme Landwirtschaftsamt Rottweil vom 29.05.2019). Gemäß dem 



Vorlage Nr. 134/2019 Seite 3 von 3 

Vorsitzenden des Kreisbauerverbands Rottweil e.V., Herrn Haas, würde das Modell zudem 
Konflikte zwischen ökologisch und konventionell wirtschaftenden Betrieben hervorrufen 
(Abstimmung mit Kreisbauernverband e.V. am 04.07.2019). Das Modell ist nach Ansicht der 
Stadtverwaltung aus diesen genannten Gründen noch nicht ausgereift, weshalb von dessen 
Einführung zunächst abgesehen werden soll. Die Stadt Rottweil begrüßt jedoch ausdrücklich 
weitere Vorschläge, die zur Reduzierung des Pestizideinsatzes beitragen können. 
 
Ein Vertreter des Landwirtschaftsamtes und des Kreisbauernverbandes stehen in der Sitzung 
für Erläuterungen und zur Beantwortung weiterer Fragen zur Verfügung. 
 
 
 

Finanzielle Auswirkungen: 
Kosten:      €  
 

Im Haushalt veranschlagt:    Ja  X Nein 

 

Einnahmen (Zuschüsse, Beiträge, usw.):  Ja      € X Nein 

 

Folgekosten:      Ja      € X Nein 

 
Personelle Auswirkungen:         
 
 
Zuständigkeit: 
 

Für Entscheidungen von grundsätzlicher Bedeutung ist gem. § 2(3)1 der Hauptsatzung der 
Gemeinderat zuständig. 
 
 
 
 

Anlagen: 
- Schriftliche Stellungnahme des Kreisbauernverbands Rottweil e.V. vom 04.07.2019 
- Schriftliche Stellungnahme des Landwirtschaftsamts Rottweil vom 29.05.2019 

o Anlage 1 zur Stellungnahme Landwirtschaftsamt: Pressemitteilung des MLR vom 
17.05.2017 

o Anlage 2 zur Stellungnahme des LWA: Öko-Statistik 2018 und 2013 Rottweil 
o Anlage 3 zur Stellungnahme des LWA: BBZ vom 25.05.2019 - Kooperation statt Verbote 
o Anlage 4 zur Stellungnahme des LWA: BBZ vom 23.02.2019 - Bereitschaft zum 

Umstellen steigt 
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